
Wenn der Kläger einwendet, daß er den vollen Miet­
ausfall bei den Beklagten mit Rücksicht auf die Lasten 
des Grundstücks und die Instandsetzungsarbeiten bei 
den anderen Mietern nicht tragen könne, so gehört 
dieser Einwand im allgemeinen in das richterliche Ver­
tragshilfeverfahren oder kann im Wege des Voll­
streckungsschutzes geltend gemacht werden (vgl. KG 
in NJ 1951 S. 518). Die Möglichkeiten des Vertrags­
hilfeverfahrens und Vollstreckungsschutzes fallen 
jedoch dann weg, wenn — wie hier — gegen die Miete 
mit den Aufwendungskosten aufgerechnet wird. Man 
wird daher bei Aufrechnung an einem solchen Ein­
wand nicht vollständig vorübergehen können. Wenn 
aber ausnahmsweise ein derartiges Vorbringen im In­
teresse der pünktlichen Zahlung von Steuern und 
Lasten und im Interesse der gleichmäßigen Behand­
lung aller Mieter Beachtung finden soll, ist eine genaue 
Darlegung der finanziellen Lage des Grundstücks usw. 
erforderlich.

Im vorliegenden Fall verlangt der Kläger aus Auf­
wendungen von rund 2000 DM aus 1949, nachdem die 
Beklagten zwei Jahre volle Miete gezahlt haben, Ende 
1952 noch rund 500 DM. Hier dürfte von vornherein 
klar sein, daß die ordnungsgemäße Verwaltung durch 
die Aufrechnung der Beklagten nicht gefährdet sein 
kann. Der Kläger hat, wie aus den überreichten Unter­
lagen hervorgeht, schätzungsweise allein durch die 
Mehreinnahme der vollen Miete, die ihm die Aufwen­
dungen der Beklagten ohne eigene Investitionen ge­
stattete, in den 4 Jahren etwa die Summe erhalten, die 
er für die Aufwendungen der Beklagten insgesamt er­
statten muß.

Ein Anspruch auf Zahlung einbehaltener Miete stand 
dem Kläger demnach nicht zu, da dieser durch Auf­
rechnung erloschen istv Er muß daher die Kosten des 
Rechtsstreits tragen. /

§ 419 BGB; Art. 4 Ziff. 2 der VO über die Boden­
reform in der Provinz Brandenburg.

Bei der Übertragung eines Bodenreformgrundstücks 
kann die Bestimmung des § 419 BGB, die von einer 
freien Verfügung des Vermögensinhabers ausgeht, nicht 
angewandt werden. Private Forderungen gegen den 
Rechtsvorgänger können daher dem Übernehmer ge­
genüber nicht geltend gemacht werden.

KrG Seclow, Urt. vom 27. Oktober 1953 — 3 C 167/52.
Der Kläger macht gegen den Beklagten eine Forderung in 

Höhe von 1000 DM geltend, die er dessen Schwiegervater C. als 
Darlehn gegeben habe. Der Beklagte hat von seinem Schwie­
gervater eine diesem im Zuge der Bodenreform zugeteilte 
Gärtnerei übernommen. Die Übernahme ist von der zustän­
digen Kreisbodenkommission genehmigt worden. Der Kläger 
nimmt den Beklagten nunmehr als Rechtsnachfolger seines 
Schwiegervaters in Anspruch. Der Beklagte beruft sich auf 
das Übergabeprotokoll, wonach er nur verpflichtet sei, die 
eingetragenen Kreditschulden zu übernehmen. Eine vom Rat 
des Kreises eingeholte Auskunft bestätigt ferner ausdrücklich, 
daß der Übernehmer nicht verpflichtet sei, private Schulden 
seines Vorgängers zu übernehmen.

Die Klage wurde vom KrG mit folgender Begründung abge­
wiesen:

Aus den G r ü n d e n :
Der Klage muß der Erfolg versagt bleiben. § 419 BGB 

setzt die Übernahme des Vermögens durch einen Ver­
trag voraus. Die Übertragung von Bodenreformgrund­
stücken wird jedoch nicht, wie bei der Veräußerung 
sonstiger Privatgrundstücke, von dem Willen der Be­
teiligten (Neubauer — Übernehmer) bestimmt. Viel­
mehr üben die Orts- und Kreisbodenkommissionen 
einen entscheidenden Einfluß auf die Übergabe von 
Neubauernstellen aus. Diese Verpflichtung ergibt sich 
aus Art. 4 Ziff. 2 der VO über die Bodenreform in der 
Provinz Brandenburg vom 11. September 1945 (Verord­
nungsblatt der Provinzialverwaltung Mark Branden­
burg, Jahrgang 1945 S. 8), der bestimmt, daß zur un­
mittelbaren Verwirklichung der Bodenreform Ge­
meinde-, Kreis- und Bezirksbodenkommissionen ge­
schaffen werden. Bei dieser Rechtslage kann die Be­

stimmung des § 419 BGB, die von einer freien Ver­
fügung des Vermögensinhabers ausgeht, nicht ange­
wandt werden, zumal Art. 6 Abs. 1 der angeführten 
Verordnung ausspricht, daß die auf Grund dieser Ver­
ordnung geschaffenen Wirtschaften weder geteilt noch 
ganz oder teilweise verkauft, verpachtet oder verpfändet 
werden dürfen. Infolgedessen mußte die Regelung vom
22. April 1952, wonach der Beklagte im Einverständnis 
mit der Ortsbodenkommission nur die nach 1945 ent­
standenen und eingetragenen Kreditschulden zu über­
nehmen hat, zugrunde gelegt werden.

Da hiernach unter diese Regelung eine etwaige Pri­
vatforderung des Klägers gegenüber C. nicht fällt, war 
die Klage abzuweisen.

(Mitgeteilt von Karl S c h o e p k e ,  
Richter am KrG Seelow)
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Das Abgabenrecht. VEB Deutscher Zentralverlag.
Ende Januar erscheint im VEB Deutscher Zentralverlag im 

Aufträge des Ministeriums der Finanzen der Deutschen Demo?- 
kratischen Republik —• Abgabenverwaltung — eine Loseblatt­
sammlung des geltenden Abgabenrechts unter dem Titel „Das 
Abgabenrecht“.

Diese Sammlung umfaßt alle materiell-rechtlichen und ver­
fahrensrechtlichen Vorschriften des Abgabenrechts. Die Be­
steuerungsvorschriften sind folgendermaßen unterteilt: volks­
eigene Wirtschaft, Genossenschaften, Lohnempfänger, frei­
schaffende Intelligenz, Landwirtschaft, Handwerker und private 
Wirtschaft. Für die einzelnen Steue^art^n wird eine vollstän­
dige Zusammenstellung aller gültigen Gesetze, Verordnungen, 
Durchführungsbestimmungen. Anweisungen und Rundverfü­
gungen gebracht. Außerdem enthält die Sammlung für die 
einzelnen Abgabenarten systematische Zusammenfassungen 
mit kurzen Erläuterungen maßgeblicher Mitarbeiter der Ab­
gabenverwaltung.

Im Abstand von jeweils 14 Tagen werden laufend die neue­
sten Anweisungen und Rundverfügungen nachgeliefert. Es 
wird besonders darauf hingewiesen, daß bereits im Grundwerk 
die Veranlagungsrichtlinien 1953 enthalten sind.

Mit dieser Veröffentlichung kommt das Finanzministerium 
— Abgabenverwaltung — einem sehr oft geäußerten Wunsch 
der Mitarbeiter in den Unterabteilungen Abgaben, insbesondere 
aber auch aller Abgabenpflichtigen nach, ihnen die Gesetzes­
normen, auf denen sich die Besteuerung aufbaut, in Form 
einer umfassenden Sammlung zugänglich zu machen. Ein 
umfangreiches Stichwortverzeichnis °rleichtert die Benutzung 
dieses Werkes. Der Preis für das Grundwerk mit Schraub­
mechanik im Umfang von etwa 700 Seiten beträgt 9,80 DM. Die 
Nachtragslieferungen kosten pro Blatt 3 Pf.

Ein ausführlicher Prospekt steht auf Wunsch beim VEB 
Deutscher Zentralverlag, Berlin O 17, Michaelkirchstraße 17, 
zur -Verfügung.
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